
auf sie. Die zwischen 15 und 17 
Jahre alten Schüler waren auf ih-
rem Heimweg in der Oranienbur-
ger Straße. Dort stellte die von 
Zeugen alarmierte Polizei vier 
Verdächtige. In einer Gegenüber-
stellung mit den Schülern wur-
den ein 27- und ein 31jähriger 
Mann als Haupttäter ausgemacht. 
Der Hund wurde beschlagnahmt 
und in ein Tierheim gebracht.

In der Nacht zum 10. Februar be-
schädigten Unbekannte eine jüdische 
Gedenkstätte in Berlin-Steglitz. Sie 
zerstörten nach Angaben der Polizei 
mehrere Kränze und ein Buch an der 
»Spiegelwand« auf dem Hermann-Eh-
lers-Platz. Auf der zehn Meter langen 
»Spiegelwand« sind die Namen Hun-
derter Steglitzer Juden eingraviert, die 
von den Nationalsozialisten in Kon-
zentrationslager verschleppt wurden. 

Unbekannte beschmierten das Ho-
locaust-Mahnmal in Berlin-Mitte mit 
einem Hakenkreuz und anderen rechts-
extremen Symbolen. Eine Mitarbeiterin 
der Gedenkstätte bemerkte die Zeichen 
an einer der Stelen am 22. Februar.

Antisemitische Schmierereien 
wurden am 24. Februar bei der Po-
lizei in Eisenhüttenstadt (Branden-
burg) angezeigt. Unbekannte hätten 
Lampen und Durchgänge beschmiert, 

berichtete die Märkische Allgemeine.

In der Nacht vom 8. auf den 9. 
März beschmierten Unbekannte den 
Gedenkstein für die ehemalige Syna-
goge in Rheine (Nordrhein-Westfalen) 
mit einem Hakenkreuz und SS-Ru-
nen. In der Innenstadt wurden rechte 
Parolen an Häuserwände geschmiert 
sowie Stolpersteine übersprüht.

Unbekannte beschmierten in der 
Nacht auf den 11. März die Außen-
mauer der Gedenkstätte Sachsenhau-
sen (Brandenburg) in der Nähe der 
»jüdischen Baracke« mit Hakenkreu-
zen. Zudem beschmutzten sie Ge-
bäude des früheren SS-Truppenla-
gers und Gedenktafeln und Kreuze 
der Grabanlage »An den Dünen« mit 
rechtsextremen Schmierereien.

Am 15. März wurde der jüdische 
Friedhof in Neustrelitz beschädigt. Un-
bekannte rissen das Eingangstor aus 
den Angeln und stießen Grabsteine um. 

Zwischen dem 20. und dem 23. 
März wurde eine Gedenktafel am 
Busbahnhof im hessischen Eiter-
feld gestohlen, die an eine ehema-
lige Synagoge erinnerte. In der Nähe 
des Ortes, wo im Jahr 2005 das 30 
mal 40 Zentimeter große Kupfer-

schild angebracht worden war, fan-
den sich Wahlkampfflyer der NPD.

Zwei Rechtsextremisten beleidi-
gten am 29. März im Stadtteil Adler-
shof (Berlin) Mitglieder des jüdischen 
Sportvereins TuS Makkabi bei einem 
Fußballspiel gegen den Adlershofer 
BC mit antisemitischen Sprüchen. 
Einer der beiden erhob seinen Arm 
zum »Hitlergruß« und grölte Nazipa-
rolen, der andere beschimpfte eine 

Betreuerin als »Scheißjüdin«. Die 38 
und 44 Jahre alten Männer wur-
den vorläufig festgenommen.

Unbekannte beschädigten eine 
Stele am Gedenk- und Lehrpfad für 
das ehemalige Konzentrationslager in 
Barth (Mecklenburg-Vorpommern). Sie 
zerkratzten die Fotos eines russischen 
und eines französischen Häftlings und 
ritzten eine SS-Rune in ein weiteres 
Foto, auf dem ein niederländischer 

Gefangener abgebildet ist. Die Poli-
zei entdeckte die Tat am 7. April. 

Unbekannte haben den Jüdischen 
Friedhof in Weißensee im Berliner 
Bezirk Pankow an zwei Nächten in 
Folge verwüstet. Am Morgen des 30. 
April entdeckte eine Mitarbeiterin 
19 umgestoßene Grabsteine und 13 
aus dem Boden gerissene Säulen. Am 
Morgen des Vortags hatte ein Fried-
hofsgärtner an anderer Stelle ähnliche 

Schäden entdeckt. Nach Angaben der 
Polizei hatten die Täter dort 23 große 
Grabsteine und zehn etwa 50 Zen-
timeter hohe Stelen umgeworfen. 

Ein Mitarbeiter des Besucherser-
vices des Denkmals für die ermor-
deten Juden Europas in Berlin ent-
deckte am Abend des 22. Mai ein 
gesprühtes Hakenkreuz auf einer Stele. 
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Oftmals über Jahre hinweg werden sogenannte 
„geduldete“ MigrantInnen gezielt in Unsicherheit 
gehalten. Ein entscheidendes Instrument in der 

Ausgrenzungs- und Abschiebungspolitik der BRD ist das 
Lagersystem. 

Berlin unterhält sieben vertraglich gebundene Lager, 
das größte von ihnen liegt in einem Spandauer Indus-
triegebiet, in der Motardstraße. Das Lager Motardstraße 
erfüllt zwei Funktionen: 

Zum einen ist es seit 1998 offiziell eine „Erstauf-
nahmeeinrichtung“ für AsylbewerberInnen, die maxi-
mal drei Monate dort verbringen müssen. Zum anderen 
erfüllt die Motardstraße die Funktionen eines „Ausrei-
sezentrums“, was das Land jedoch bestreitet.

Das „Ausreisezentrum“ Berlin Motardstraße

Seit 2006 werden dort immer mehr langjährig „ge-
duldete“ MigrantInnen einquartiert. Sie müssen bleiben, 
bis alle „Sachverhalte geklärt“ sind. Einige müssen dort 
schon seit über einem Jahr ausharren. Hinter Stachel-
draht werden die Leute gezwungen, in fünf Container-
klötzen aus grauem Blech, die drei Stockwerke hoch 
sind, zu wohnen. Eine solche Behausung ist unzumut
bar. In der Motardstraße leben zur Zeit mehr als 400 
Menschen, die Anzahl der Plätze kann auf bis zu 625 
ausgeweitet werden.

Die Einweisung in die Motardstraße bedeutet, dass 
ihnen die Chance auf eine Teilhabe am sozialen Leben 
verwehrt ist. Sie bekommen abgepacktes, minderwer-
tiges Essen. Sie schlafen in einem Mehrbettzimmer, 
auf engstem Raum mit Menschen, die sie nicht kennen. 
Einen abschließbaren Schrank oder andere Orte für 
persönliche Dinge gibt es meist nicht. Die Duschen sind 
nicht abschließbar, die hygienischen Zustände sehr 
schlecht. Die dort Untergebrachten dürfen zwar das 
Lager verlassen, aber es liegt in einem Industriegebiet, 
in dem außer ihnen niemand wohnt. Fahrkarten, um 
woanders hinzugelangen, und sei es zur Behörde, zur 
Anwältin oder zur Ärztin, können sie sich ohne Geld 
nicht kaufen. Wer dennoch nicht auf ein soziales Leben 
verzichten möchte, bekommt weitere Probleme: Mensch 
muss ohne Fahrschein fahren, irregulär arbeiten, oder 
in die Illegalität abtauchen. Wer dabei erwischt wird, 
verliert jede Chance auf einen legalen Aufenthalt.

Die soziale Abschottung und der Aufbau psycholo-
gischen Drucks ist ein gewolltes Ziel des Lagersystems 
für MigrantInnen: Kein selbstbestimmter Alltag, un-
klare Perspektiven, das Herauszögern von amtlichen 
Vorgängen. Das ewige Abwarten-müssen soll die Leute 
psychologisch fertig machen.

Verantwortlich für die Einweisungen in das Lager 
Motardstraße sind die Ausländerbehörde des Landes 
Berlin und die Sozialämter der Bezirke. 

Neues „Ausreisezentrum“ geplant

Wie aus einer „kleinen Anfrage“ an das Abgeordne-
tenhaus hervorgeht, plant das Land Berlin eine zweite 
sogenannte Sachleistungsunterkunft, vorrangig für Fa-
milien. Berlin erweitert damit die behördliche Schikane 
gegen MigrantInnen. 

Tätigkeiten des Bündnis gegen Lager – Berlin/
Brandenburg 

In den letzten 2 Jahren haben wir unter anderem 
Druck auf einige Bezirke ausgeübt. Mit einigem Er-
folg: In mehreren Bezirken wurden die Einweisungen 
verringert. Nach Bekanntwerden der jetzt geplanten 
Ausweitung der Kapazitäten für eine Unterbringung in 
einer Sachleistungsunterkunft  befürchten wir nun eine 
verschärfte Einweisungspraxis, sowohl des Landes als 
auch einiger Bezirke.

Schließung des Lagers Motardstraße! 
Kündigung aller Verträge!  Keine neue Sachleistungs-
unterkunft!
Weg mit dem Asylbewerberleistungsgesetz und dem 
Lagersystem in der BRD und anderswo!
Kapitalismus, Rassismus, Antisemitismus, Sexismus 
bekämpfen!

Bündnis gegen Lager - Berlin/Brandenburg
Kontakt: buendnis_gegen_lager@riseup.net

Infos: www.chipkartenini.squat.net

Land Berlin plant ein neues „Ausreiselager“


